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S C H L U S S A N T R Ä G E DES GENER A L A N WA L T S 

M A R C O D A R M O N 

vom 13. Dezember 1988 * 

Herr Präsident, 
meine Herren Richter! 

1. Es geht hier um eine Grundsatzfrage im 
Zusammenhang mit der Bereitstellung eige­
ner Mittel der Gemeinschaften durch die 
Mitgliedstaaten, um deren Lösung Sie die 
Kommission in der vorliegenden Rechtssa­
che ersucht. 

2. Der wesentliche Sachverhalt läßt sich wie 
folgt zusammenfassen: Bei einer Inspektion 
in Ravenna durch die Dienststellen der 
Kommission wurde im Juni und Juli 1980 
festgestellt, daß die italienischen Zollstellen 
irrtümlich Zölle als unter den EGKS-Ver-
trag fallend, mithin als einzelstaatliche Mit­
tel verbucht hatten. Die betreffenden Zölle 
waren ursprünglich für Januar, Februar und 
März 1980 festgestellt worden. Nach der 
Berichtigung wurden die entsprechenden 
Beträge am 20. September 1980 dem Konto 
der Kommission gutgeschrieben. 

3. Die Kommission, die während der 
mündlichen Verhandlung von der zweiten 
und dritten der ursprünglich erhobenen 
Vertragsverletzungsrügen Abstand genom­
men hat, beantragt im wesentlichen die 
Feststellung, daß die Italienische Republik 
dadurch gegen ihre Verpflichtungen aus Ar­
tikel 11 der Verordnung (EWG, Euratom, 
EGKS) Nr. 2891/77 des Rates vom 19. De­

zember 1977 zur Durchführung des Be­
schlusses vom 21. April 1970 über die Erset­
zung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten 
durch eigene Mittel der Gemeinschaften (im 
folgenden „Verordnung" genannt) 1 versto­
ßen hat, daß sie sich geweigert hat, Ver­
zugszinsen für diese Beträge zu zahlen. 

4. Ich möchte gleich zu Beginn mit Gene­
ralanwalt Lenz betonen, daß 

„die Finanzvorschriften des Gemeinschafts­
rechts ... zu den grundlegenden Normen der 
Gemeinschaftsverfassung zu zählen [sind], 
deren unbedingte Einhaltung erforderlich 
ist, um das tatsächliche Funktionieren der 
Gemeinschaft zu gewährleisten" 2. 

5. Die Auslegung der Vorschriften über die 
eigenen Mittel und die Modalitäten, nach 
denen die Mitgliedstaaten sie erheben und 
der Gemeinschaft zur Verfügung stellen, 
muß dafür Sorge tragen, daß die Durchfüh­
rung der anwendbaren Bestimmungen diese 
Zielsetzung genauestens im Auge behält. 
Dies ist auch der Sinn Ihrer Rechtspre­
chung, die sich weigert, anzuerkennen, daß 
ein vorhersehbarer Streik eine verspätete 
Gutschrift der Mittel rechtfertigen kann 3 

oder daß ein Mitgliedstaat entscheiden kön­
nen soll, ob es tunlich ist, einem Ersuchen 
um vorgezogene Gutschrift von Mitteln 
nachzukommen 4. In beiden Fällen sind nach 

* Originalsprache: Französisch. 

1 — ABl L 136 vom 27 12 1977, S 1 

2 — Schlußantragc in der Rechtssache 70/86. Kommission/ 
Griechische Republik, Urteil vom 17 September 1987, Slg. 
1987, 3545 

3 — Rechtssache 70/86, a. a. O. 
4 _ Urteil vom 18. Dezember 1986 in der Rechtssache 93/85, 

Kommission/Vereinigtes Königreich, Slg. 1986, 4011 
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Maßgabe des Artikels 11 Verzugszinsen zu 
zahlen. 

6. Im Lichte dieser Grundsätze werde ich 
mich im folgenden der Prüfung der vorlie­
genden Klage widmen. 

7. Nach Auffassung der Italienischen Repu­
blik sollen Verzugszinsen nicht geschuldet 
sein, weil die Berichtigung eine „neue Fest­
stellung" im Sinne des Artikels 2 Absatz 2 
der Verordnung darstelle, von der an die 
Verbuchung der Forderung innerhalb der in 
Artikel 10 dieser Verordnung vorgesehenen 
Frist erfolgt sei. 

8. Die Kommission tritt der Meinung ent­
gegen, daß eine „neue Feststellung" im 
Sinne des Artikels 2 Absatz 2 vorgelegen 
habe. Sie macht geltend, eine solche Mög­
lichkeit setze voraus, daß es eine ordnungs­
gemäße ursprüngliche Feststellung gegeben 
habe. Dies aber sei vorliegend nicht der Fall, 
weil die Ansprüche als unter den EGKS-
Vertrag fallend verbucht seien. Es könne 
daher nur auf den Zeitpunkt ankommen, zu 
dem die Feststellung der Forderung hätte 
stattfinden müssen. Infolgedessen seien Ver­
zugszinsen zu zahlen. 

9. Festzuhalten ist, daß die These der Kom­
mission und die des beklagten Staates eine 
gemeinsame Prämisse zu haben scheinen: 
Bei einer neuen Feststellung im Sinne des 
Artikels 2 Absatz 2 läuft die Frist des Arti­
kels 10 von diesem Zeitpunkt an und wer­
den Verzugszinsen mithin nicht geschuldet, 
wenn diese Frist eingehalten ist. 

10. Diese Betrachtungsweise veranlaßt die 
Parteien, beträchtliche Mühe auf den Nach­

weis zu verwenden, daß keine neue Feststel­
lung vorliegt — so die Kommission — bzw. 
Artikel 2 Absatz 2 hier anzuwenden ist — 
so die Italienische Republik. 

11. Ich für mein Teil bin nicht der Mei­
nung, daß hier die wirkliche Schwierigkeit 
des Falles liegt, denn ich bin weit davon 
entfernt, an den Begriff der „neuen Feststel­
lung" die Folgerungen zu knüpfen, die man 
mit ihm anscheinend auf beiden Seiten ver­
bindet. 

12. Ich teile nämlich nicht die Auffassung 
der Parteien, bei einer „neuen Feststellung" 
sei automatisch von der „Ordnungsmäßig­
keit" einer innerhalb der Frist des Artikels 
10 vorgenommenen Verbuchung auszuge­
hen. 

13. Zunächst sei darauf hingewiesen, daß 
weder Artikel 2 Absatz 2 noch Artikel 8 
über die Verbuchung der „neuen Feststellun­
gen" — und nicht über deren Gutschrift auf 
dem Konto der Kommission — eine solche 
Lösung fordern, die sicherlich ihre einzige 
Stütze im Wortlaut des Artikels 10 findet, 
der, wir erinnern uns, bestimmt, daß „die 
Gutschrift nach Artikel 9 Absatz 1 ... späte­
stens am 20. des zweiten Monats [erfolgt], 
der auf den Monat folgt, in dem der An­
spruch festgestellt wurde". 

14. Sollten Sie zu der Auffassung gelangen, 
daß eine verspätete Gutschrift nicht vorliegt, 
wenn sie unter Beachtung der vorgenannten 
— mit der tatsächlichen Feststellung begin­
nenden — Frist, wenn auch nach Ablauf ei­
nes Endtermins, erfolgt, so müßte eine glei­
che Lösung Platz greifen bei einer neuen 
Feststellung, die im Anschluß an eine unzu­
treffende Feststellung stattfindet. Denn zu 
berücksichtigen wäre allein die tatsächliche 
Feststellung des Anspruchs. 
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15. In der Rechtssache 303/84 indessen, in 
der die Bundesrepublik Deutschland, die 
den Anspruch nicht zu dem gemeinschafts­
rechtlich vorgesehenen Zeitpunkt festgestellt 
hatte, die Zahlung von Verzugszinsen mit 
der Begründung verweigerte, die Gutschrift 
sei innerhalb der mit der tatsächlichen Fest­
stellung beginnenden Frist des Artikels 10 
erfolgt, haben Sie entschieden, daß 

„... sich aus dem Wortlaut des genannten 
Artikels 11 der Verordnung Nr. 2891/77 er­
gibt, daß die Verzugszinsen bei verspäteter 
Gutschrift auf dem Konto der Kommission 
zu zahlen sind", 

und die Auffassung vertreten, daß 

„... unabhängig davon, aus welchem Grund 
die Gutschrift auf dem Konto der Kommis­
sion verspätet erfolgt ist, die Verzugszinsen 
verlangt werden können, ohne daß danach 
zu unterscheiden wäre, ob die verspätete 
Gutschrift auf einer Nichteinhaltung des 
Endtermins für die Feststellung der Ansprü­
che oder auf einer Überschreitung der Frist 
des Artikels 10 Absatz 1 der Verordnung 
Nr. 2891/77 beruht" 5. 

16. Unter Berücksichtigung der Ausführun­
gen dieses Urteils bin ich der Meinung, daß 
auch dann eine verspätete Gutschrift, bei 
der Verzugszinsen zu zahlen sind, vorliegt, 
wenn eine neue Feststellung erforderlich 
wurde und die Gemeinschaft nicht über die 
Beträge verfügte, die ihr vor Ablauf der 
Frist des Artikels 10 geschuldet waren, die 
mit dem Tag begann, an dem die Forderung 
hätte festgestellt werden müssen. 

„Wenn dies nicht so wäre, wenn die Entste­
hung des Anspruchs von der Feststellung 
durch die Mitgliedstaaten abhinge, so würde 
diesen in der Praxis eine Abgabenhoheit 
wieder zuerkannt, die ihnen entzogen wor­
den ist" 6. 

17. Der Umstand, daß ein Fehler bei der 
Verbuchung oder bei der Feststellung 
„stricto sensu" vorgekommen ist, muß ohne 
Auswirkung auf die Rechte der Gemein­
schaft bleiben. Sobald er zu verspäteter Gut­
schrift führt, können nach Artikel 11 der 
Verordnung Verzugszinsen verlangt wer­
den. Und der freiwillige Erlaß, den die 
Kommission in diesem Bereich gewähren 
kann, ändert nichts an der Strenge des 
Grundsatzes. Ich bin daher der Meinung, 
daß es völlig überflüssig ist, zu prüfen, ob 
vorliegend eine neue Feststellung im Sinne 
des Artikels 2 Absatz 2 gegeben ist, weil auf 
jeden Fall die verspätete Gutschrift offen­
kundig ist und die Italienische Republik mit­
hin die Zahlung von Zinsen gemäß Artikel 
10 der genannten Verordnung nicht verwei­
gern kann. 

18. Die Strenge der Auslegung, die ich Ih­
nen vorschlage, kommt nicht von ungefähr. 
Sie läuft darauf hinaus, Ihnen die Feststel­
lung nahezulegen, daß den Mitgliedstaaten 
bezüglich der Bereitstellung der eigenen 
Mittel der Gemeinschaft binnen einer Frist, 
die mit dem Tag der zu treffenden Feststel­
lung der Forderung beginnt, eine Ergebnis­
pflicht obliegt. „Das tatsächliche Funktio­
nieren der Gemeinschaft" 7 darf nicht von 
Umsicht und Genauigkeit der einzelstaatli­
chen Behörden abhängig sein. Die Gemein­
schaft muß „unter den bestmöglichen Be­
dingungen über die eigenen Mittel... verfü­
gen" 8 können. 

5 — Urteil vom 20. März 1986 in der Rechtssache 303/84, 
Kommission/Bundesrepublik Deutschland, Slg. 1986, 1171, 
Randnr. 17 (Hervorhebung von mir). 

6 — Schlußantragc Mancini in der Rechtssache 303/84, 
a. a O. 

7 — Schlußantragc Lenz in der Rechtssache 70/86, a. a. O. 
8 — Elfte Begründungserwägung der Verordnung Nr. 2891/77. 
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19. Ich schlage Ihnen daher vor, 

— festzustellen, daß die Italienische Republik dadurch gegen ihre Verpflichtungen 
aus dem EWG-Vertrag verstoßen hat, daß sie sich geweigert hat, im Anschluß 
an Buchungsfehler bezüglich bestimmter Zölle während der ersten drei Monate 
des Jahres 1980 Verzugszinsen gemäß Artikel 11 der Verordnung Nr. 2891/77 
zu zahlen, 

— dem beklagten Staat die Kosten des Verfahrens aufzuerlegen. 
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